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Die rechtliche Stellung der Nationalitäten in 
Bellerreid). 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
1E 
(Fortſetzung.) 

Durch die grundrechtlich ausgeſprochene Gleichberechtigung aller 
Volksſtämme und deren anerkanntes Recht auf Wahrung und Pflege 
ihrer Nationalität und Sprache erwächſt für den Staat eine Reihe von 
Pflichten in den verſchiedenſten Beziehungen. Dieſe Pflichten ergeben fi) 
im Principe von ſelbſt als einfaches Corollar der feſtgeſtellten Rechte 
und es hätte daher einer principiellen Fixirung derſelben an dieſer 
Stelle gar nicht bedurft. Nichtsdeſtoweniger hat der Artikel 19 9) in Alinea 
2 und 3 die Pflichten feſtzuſtellen verſucht, welche ſich aus dem Principe 
der nationalen Gleichberechtigung für den Staat ergeben, und zwar hat 
er dies ſowohl principiell gethan als auch nach einigen Richtungen in 
weiteſt gehender Specialiſirung. Das dringende politiſche Bedürfniß, daß 
der Staat ſich den nach Gleichberechtigung ringenden Elementen gegen⸗ 
über verpflichte, hat die Bedenken der Syſtematik durchbrochen und vor 


) Artikel 19 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger: 

„Alle Volksſtämme des Staates ſind gleichberechtigt, und jeder Volksſtamm hat 
ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege ſeiner Nationalität und Sprache. 

Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt. 

In den Ländern, in welchen mehrere Volksſtämme wohnen, ſollen die 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten derart eingerichtet ſein, daß ohne Anwendung eines 
Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landesſprache jeder dieſer Volksſtämme die 
erforderlichen Mittel zur Ausbildung in ſeiner Sprache erhält.“ 


allem zu einigen ganz ſpeciellen Normen geführt, welche beruhigender 
wirken ſollten, als die ſchon oft wiederholten Verheißungen. 

In dieſes logiſche Verhältniß (Rechte der Nationen, Pflichten des 
Staates) hat man unſeres Erachtens Alinea 1 einerſeits, Alinea 2 und 3 
andererſeits zu bringen, nicht in das des doctrinären Satzes und der 
dispoſitiven Norm. Letzterer Gegenſatz ſchlägt zwar mit hinein, er ift 
aber durchaus nicht der entſcheidende. 
| Faſſen wir nun die Schlußſätze des Artikel 19 ſcharf ins Auge. 

In Alinea 2 wird die »leichberechtigung aller landesüblichen 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben vom Staate anerkannt, 
in Alinea 3 eine ganz ſpecielle Beſtimmung rückſichtlich des Unterrichtes 
getroffen, nämlich, daß in Ländern, in welchen mehrere Volksſtämme 
wohnen, die öffentlichen Unterrichtsanſtalten derart eingerichtet ſein ſollen, 
daß ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten 
Landesſprache jeder dieſer Volksſtämme die erforderlichen Mittel zur 
Ausbildung in ſeiner Sprache erhalte. 

Aus beiden Abſätzen geht hervor, daß die Pflichten des Staates 
lediglich mit Bezug auf die Sprache, nicht auch hinſichtlich anderer na⸗ 
tionaler Eigenthümlichkeiten normirt werden. Die Sprachenfrage war 
die drängende, hier die Gleichberechtigung anzuerkennen demnach für den 
Staat die zwingendſte Pflicht. Alinea 2 thut dies rückſichtlich aller 
landesüblichen Sprachen, der Staat anerkennt ſomit zunächſt ſeine 
Pflicht, jede Sprache, welche innerhalb ſeiner Grenzen landesüblich iſt, 
in Schule, Amt und öffentlichem Leben als gleichberechtigt zu behandeln. 

Wir müſſen an dieſer Stelle innehalten. 

So klar und präcis auch die angezogene Beſtimmung lautet, ſo 
hat ſie doch im Kampfe der Parteien eine verſchiedene Auslegung er⸗ 


fahren. Man hat den Umſtand aufgegriffen, daß Alinea 2 nur von den 


„landesüblichen“ Sprachen handelt, während Mia 1 „alle Volksſtämme 
des Staates“ begreift, um daraus zu deduciren, daß der Staat die den 
sub 1 normirten Rechten entſprechenden Pflichten nur in beſchränktem 
Umfange übernommen habe. Man hat nämlich behauptet, eine Sprache 
ſei nur in jenem Lande „landesüblich“, in welchem ſie, wenn ſchon nicht 
ausſchließlich oder vorwaltend, wenn nicht durch das ganze Land ver⸗ 
breitet, jo doch von geſchloſſenen Maſſen geſprochen werde. Nur in 
dieſem beſtimmten Lande habe die betreffende Sprache Anſpruch auf 
verfaſſungsmäßigen Schutz, nicht aber dort, wo ſie nur ſporadiſch vor⸗ 
komme. Es iſt daher von weſentlicher Bedeutung, den Begriff feſtzu⸗ 
ſtellen, welchen das Geſetz mit dem Terminus „landesüblich“ verbindet. 
Dieſe Frage müſſen wir löſen. 

Darüber kann kein Zweiſel ſein und dies erleichtert die Unter⸗ 
ſuchung, daß das Geſetz auf die „Uebung“ der Sprache den Nachdruck 


legt; die Grundrechte haben ſomit, dies ift unſere nächſte Antwort auf Lande oder in einem beträchtlichen Theile desſelben als eine 
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Landes⸗ 


die Frage, nur jene Sprachen in ihren Schutz genommen, welche ſich ſprache betrachtet werden könne. Dieſe Auslegung würde zu der Con⸗ 
in lebendiger Uebung befinden, ihr Ziel iſt es nur, den Vielklang der ſequenz führen, daß einem Sprachſtamme in dem Lande à ein Recht 
gegenwärtig tönenden Sprachen Oeſterreichs zu erhalten und zu fördern, nicht zuſtünde, welches ihm in dem Lande b zukommt, daß z. B. die 
nicht aber längſt abgeſtorbene Idiome zu neuem Leben zu erwecken. Deutſchen wohl in Böhmen überall, alſo auch in einem ſlaviſchen Be⸗ 


Mag ſich ein Volksſtamm immerhin in voller Abgeſchloſſenheit, ohne 


Beimiſchung irgend eines fremden Blutes erhalten haben, ſeine nationale 


Sprache wird von dem Staate nicht als gleichberechtigt anerkannt, wenn 
ſie nicht die allgemein übliche Verkehrsſprache des Stammes geblieben 
ift. Dies iſt die nächſte praktiſche Bedeutung, welche nach unſerer An⸗ 
ſicht der grundrechtlichen Terminologie innewohnt, und wir glauben, daß 
die Nutzanwendung in Oeſterreich ſehr nahe liegt. 

Das Staatsgrundgeſetz beabſichtigte aber ferner auch durchaus nicht, 
Oeſterreich zum Tummelplatze aller möglichen polyglotten Beſtrebungen 
zu machen, Oeſterreich als Aſyl aller verfolgten Nationalitäten offen zu 
halten. Die Sprache, deren Pflege der öſterreichiſche Staat ſich nicht nur 
zur Aufgabe macht, ſondern die er ſogar als gleichberechtigt mit jenen 
ſeiner größten Völker behandeln ſoll, muß in einer innigen Beziehung zu 
ſeinem Lande ſtehen, ſie muß, möchten wir beinahe ſagen, eine autoch⸗ 
thone ſein. Eine plötzliche Invaſion durch andere Nationalitäten kann 
letzteren nie und nimmer ſofort jene Stellung verleihen, welche den 
hiſtoriſchen Elementen des Staates allein zukommt. Der Staat wird 
erſt dann zur Anerkennung der fremden Stammesart als einer un⸗ 
verletzlichen geiſtigen Potenz ſchreiten, wenn ſie jeder Amalgamirung 
durch die heimiſchen Stämme ſo lange und zähe widerſtrebt, daß die 
neue Sprache durch den usus longaevus thatſächlich als recipirt er⸗ 
ſcheint, daß dieſelbe ohne oder gegen Willen des Staates dem nationalen 
Colorite des letzteren ihre Farbe beimiſcht. 

Das iſt die Bedeutung der „Landesüblichkeit“ einer Sprache im 
Sinne des Staatsgrundgeſetzes. 

Nur mit den lebenden Sprachen öſterreichiſcher Stämme hat die 
Gleichberechtigung es zu thuen, von dieſen aber wird einer jeden, mag 
ſie von Stämmen klein oder groß an Zahl geſprochen werden, mag ſie 
über ein einziges Land oder über viele Königreiche und Länder ver⸗ 
breitet ſein, das gleiche Recht zu Theil. Ob die geographiſche Schichtung 
die Stammesgenoſſen in Maſſen zuſammendrängt oder mit heterogenen 
Volkselementen durch einander würfelt, iſt für die rechtliche Beurtheilung 
völlig gleichgültig. Wohl iſt es für den Staat beſonders ſchwierig den 
nationalen Anforderungen gerecht zu werden, wo er es nur mit natio⸗ 
nalen Bruchſtücken zu thun hat, allein ſeine Verpflichtung hiezu iſt deß⸗ 
halb keine geringere, im Gegentheile, ſie iſt nach der Idee, welche dem 
Staatsgrundgeſetze innewohnt, eine nur um ſo zwingendere, je weniger 
ſich die iſolirten Connationalen ſelbſt zu ſchützen vermögen. 

Die Freizügigkeit der Perſon iſt ferner, und da kommen wir zu 
einem neuen Geſichtspunkte, ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtet, ſie unter⸗ 
liegt (Artikel 4 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger) innerhalb des Staatsgebietes keiner Beſchränkung. Jeder 
öſterreichiſche Volksſtamm, der ſeine Söhne aus ſeinem geographiſchen 
Stammgebiete ausſendet, hat daher ein Recht, daß gerade dann, wenn der 
unmittelbare Contact mit den ausgezogenen Stammesgenoſſen verloren und 
die Attractionskraft des Muttervolkes unterbunden iſt, der Staat mit ſeiner 
Macht dazwiſchentrete und als das Organ, welches die Nation ja in ſich 
ſchließt und mit derſelben in gewiſſem Sinne zuſammenfällt, die Ver⸗ 
bindung herſtelle zwiſchen der Nation und ihren zerſtreuten Gliedern. 
Denn indem der öſterreichiſche Staat mit der nationalen Gleichberechti⸗ 
gung zugleich das Princip eines einheitlichen Staatsbürgerrechtes und 
der Freizügigkeit proclamirt hat, hat er allen öſterreichiſchen Stämmen 
das ganze Staatsgebiet zum Felde ungehemmter Entwicklung überwieſen, 
ſeine Aufgabe iſt es nur, das Gleichgewicht zwiſchen den um den Boden 
kämpfenden Elementen zu erhalten und mit ſeiner Macht einzugreifen, 
wenn der Schwache in den ihn umwogenden Maſſen unterzugehen droht. 

Mit anderen Worten, die nationale Gleichberechtigung hat Sinn 
und Bedeutung nur im Jutereſſe der nationalen Minoritäten, die eigenſte 
Aufgabe des Staates tritt erſt dann zu Tage, wenn die Minderheiten 
um Hilfe gegen die Mehrheit rufen, deren Druck ſie nicht abzuwehren 
vermögen. 

Wir müſſen daher die oben ſkizzirte Auslegung des Staatgrund⸗ 
geſetzes entſchieden bekämpfen, der verfaſſungsmäßige Schutz werde einer 
öſterreichiſchen Sprache nur in jenem Königreiche oder Lande zu Theil, 
in welchem ſie vermöge ihrer geographiſchen Verbreitung in dem ganzen 


zirke, Berückſichtigung finden müßten, daß ſie aber vielleicht ſchon in 
Galizien und der Bukowina, jedenfalls aber in Krain und dem Küſten⸗ 
lande oder gar in Dalmatien ignorirt werden dürften, oder daß die 
Slaven Kärntens und Steiermarks, Schleſiens und Mährens den Deutschen 
völlig gleichſtehen würden, die 20.000 Slaven aber, welche anf dem 
flachen Lande Niederöſterreichs, zum Theile ſeit Jahrhunderten, wohnen⸗ 
rückſichtslos germaniſirt werden könnten. Eine ſolche Conſequenz wider, 
ſpricht aber geradezu der Idee des Staatsgrundgeſetzes, denn dasſelbe 
hat doch die ausgeſprochene Tendenz, alle Beſonderheiten der einzelnen 
Länder zu Gunſten der anerkannten Freiheitsrechte zu durchbrechen, 
(man denke nur an die Beſtimmungen über das Gemeindewahlrecht in 
Artikel 4), die letzteren vor jeder Beeinträchtigung durch die Landes⸗ 
geſetzgebung ſicherzuſtellen. Die nationalen Rechte allein ſollen nun nuan⸗ 
cirt ſein nach der ſpeciellen Landesangehörigkeit! 

Nein, die öſterreichiſchen Stämme haben das Recht freier Ent⸗ 
wicklung an jeder Stelle des öſterreichiſchen Staatsgebietes; ſo wenig 
irgend ein Glied des Reiches einer ſtaatlich anerkannten Eonfeſſion die 
Uebung des Bekenntniſſes verwehren kann, eben ſo wenig kann das⸗ 
ſelbe einem öſterreichiſchen Volksſtamme das Recht nationaler Exiſtenz 
verkümmern. Kein Theil des Staates, weder Land noch Gemeinde, hat 
das Recht auf eine national geſchloſſene Exiſtenz, der polyglotte Cha⸗ 
rakter des Staates kann und darf ſich wiederſpiegeln in dem kleinſten 
Theilorganismus des Ganzen. Mag daher die nationale Minorität eines 
beſtimmten Gebietes noch ſo gering ſein, ſie wird, ſo formuliren wir 
unſer Princip, das Recht auf nationale Exiſtenz in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben beſitzen unter denſelben Bedingungen, unter 
welchen es der Majorität zuſteht. 

Der Staat hat ſomit, dies glauben wir bewieſen zu haben, die 
Pflicht, jede Sprache, welche irgendwo innerhalb ſeiner Grenzen üblich 
iſt, als gleichberechtigt zu behandeln. Er hat dieſe Pflicht, wie wir 
auch ſchon wiederholt hervorgehoben, in dreiſacher Beziehung, er hat fie 
nämlich zu erfüllen in Schule, Amt und öffentlichem Leben. 
Dieſe Beziehungen wollen wir nun unterſuchen. 

Die Schule war von jeher das Hauptobject in nationalen wie in 
confeſſionellen Kämpfen, denn jede Nation wie jede Confeſſion iſt ſich 
bewußt, daß die Wurzel des Fortlebens unterbunden iſt, ſowie ihr die 
Schule entriſſen wird. Es iſt daher ſehr begreiflich, daß die Schule 
auch hier in erſter Linie als der Punkt bezeichnet iſt, an welchem die 
ſprachliche Gleichberechtigung verwirklicht werden muß. 

Alinea 2 ſpricht von der Schule ganz im Allgemeinen. Die 
Schule iſt ſomit in allen ihren Abſtufungen gemeint, dies iſt die nächſte, 
ſich von ſelbſt ergebende Forderung, die ſprachliche Gleichberechtigung 
muß ſowohl in Volks- und Mittelſchulen, als auch in den Hochſchulen 
durchgeführt werden. 

Die Schule, welche allen Volksſtämmen gleich zugänglich zu ſein 
hat, umfaßt aber ſerner nicht nur die vom Staate erhaltenen Schulen, 
ſondern greift viel weiter. Das Staatsgrundgeſetz bindet nicht nur die 
ſtaatliche Verwaltung ſondern auch die ſtaatliche Geſetzgebung; ſo weit 
die letztere reicht, hat ſie daher die Pflicht, die ſprachliche Gleichberech⸗ 
tigung zu wahren, an Landes⸗ und Gemeindeanſtalten, ja bis zu den 
Privatſchulen herab. f 

Daß in gemiſchten Ländern und Gemeinden Veletzungen der 
ſprachlichen Gleichberechtigung möglich ſind auch von Seite der auto⸗ 
nomen Verwaltungsorgane, und daß ſolche am empfindlichſten kränken, 
bedarf wohl keines beſonderen Nachweiſes; die Aufgabe der ſtaatlichen 
Geſetzgebung, welche alle Intereſſen überragt, iſt es eben, die Tyrannei 
localer Majoritäten zu brechen, denn die Gewalt iſt erfahrungsgemäß 
um ſo brutaler, in je kleinerem Kreiſe ſie geübt wird. 

Aber auch auf Privatanſtalten findet des Princip der ſprachlichen 
Gleichberechtigung ſeine Anwendung, nur in einer anderen Richtung, 
als bei den aus öffentlichen Mitteln erhaltenen Schulen. Während bei 
den letzteren die Garantie nationaler Gleichberechtigung darin beſteht, 
daß der Willkür der Gründer und Leiter der Schule in der Wahl der 
Unterrichtsſprache Schranken geſetzt werden, damit die öffentlichen Gelder 
nicht eine einſeitige Verwendung im Intereſſe einer Nationalität finden 


und die anderen Sprachen leer ausgehen, iſt bei den Privatſchulen das | 
gleiche Ziel mit gerade entgegengeſetzten Mitteln zu erſtreben, nämlich 
durch die völlige Freiheit der Sprachenwahl von jedem ſtaatlichen | 
Zwange. Wie es nach Artikel 17 des Staatsgrundgeſetzes, welcher die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſrei erklärt, jedem Staatsbürger freiſteht, 
Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten zu gründen, ſobald er ſeine Be⸗ 
fähigung hiezu in geſetzlicher Weiſe nachgewieſen hat, ſo muß auch die 
Wahl der Unterrichtsſprache an ſolchen Anſtalten unter allen öſter⸗ 
reichiſchen Sprachen vollkommen frei ſein und darf durch keine beengende 
Vorſchrift geſchmälert werden. 

In dieſer Freiheit der Privatanſtalten erſchöpft ſich erſt das 
Princip der Sprachenfreiheit. Denn die Berückſichtigung nationaler 
Minoritäten von Seite der aus öffentlichen Mitteln erhaltenen Schule 
findet ſchließlich ihre Grenze darin, daß der Staat und ſeine Glieder, 
wie wir ſchon betont, für die Minorität nur unter denſelben Bedin⸗ 
gungen zu ſorgen verflichtet find wie für die Majorität. Die öffentlichen 
Gewalten ſchreiten zur Errichtung einer Schule für einen beſtimmten 
Volksſtamm erſt dann, wenn ein gewiſſes Minimum der Frequenz ſicher⸗ 
geſtellt ift, welches das Geſetz überhaupt als die Bedingung der Errich- 
tung einer Schule anerkennt. Aber auch die ſporadiſch vorkommenden 
Nationalen haben ein Recht auf ihre Sprache, ſie können nicht gezwungen 
werden, ſich eines fremden Idioms zu bedienen, wenn ſie für den obli⸗ 
gatoriſchen Unterricht aus eigenen Mitteln ſorgen, und um ſo weniger, 
wenn dies auf den mittleren und höheren Stufen des Unterrichts ge⸗ 
ſchieht, den zu genießen Niemand verpflichtet iſt. Der häusliche Unterricht 
und der Unterricht an Privatanſtalten haben hier die öffentlichen Anſtalten 
zu ſuppliren und dürfen hieran durch den Staat nicht gehindert werden. 

In zweiter Linie, nächſt der Schule, ſteht das Amt. 

Die Verwaltung des Staates hat national zu ſein, dieſes große 
Wort hat das Staatsgrundgeſetz gelaſſen ausgeſprochen. Jede Sprache 
des öſterreichiſchen Staates hat in jeder Sphäre der öffentlichen Ver⸗ 
waltung ihre Anwendung zu finden, in der Juſtiz⸗, wie in der Finanz⸗, 
wie in der politiſchen Verwaltung, das iſt unzweideutig normirt. Die 
Frage kann nur ſein, ob jede Sprache auch bei jedem Amte zugelaſſen 
werden müſſe, ob, um von Anderem zu ſchweigen, jedes Amt verpflichtet 
ſei, Eingaben in jeder öſterreichiſchen Sprache anzunehmen. 

Die praktiſche Undurchführbarkeit eines eventuellen Verlangens, 
daß etwa auch jede Behörde der erſten Inſtanz oder überhaupt der lo⸗ 
calen Verwaltung mit allen Parteien in deren Sprache verkehren ſolle, 
iſt zu evident, als daß wir uns dabei aufhalten möchten, ob das 
Staatsgrundgeſetz dies gewollt. Allein auch die Annahme von Eingaben 
in jeder Sprache iſt ſchon mehr, als verlangt werden kann. Um Durch⸗ 
führung der Gleichberechtigung handelt es ſich, dies muß man ſich 
immer gegenwärtig halten, und der bezeichnete Irrweg wird dann 
ausgeſchloſſen ſein. Es widerſpricht dem Rechte einer öſterreichiſchen 
Sprache nicht, wenn ſie in einem beſtimmten Amtsbezirke nicht zum 
amtlichen Gebrauche gelangt, ihr Recht geht nur dahin, daß ſie über⸗ 
haupt zur Anwendung im Amte komme, und zwar unter denſelben Be⸗ 
dingungen, unter welchen es bei den übrigen öſterreichiſchen Sprachen 
geſchieht. Dieſe Bedingungen zu bezeichnen wird immer Sache der 
Ausführungs⸗Geſetze und Verordnungen bleiben müſſen. Aus dem 
Staatsgrundgeſetze ſelbſt fließt nur ſo viel, daß die unberückſichtigte 
Minorität eines Amtsbezirkes über Verletzung ihres nationalen Rechtes 
klagen kann, ſobald ſie nachzuweiſen im Stande iſt, daß eine gleich un⸗ 
bedeutende Minorität ſich irgendwo kraft normativer Vorſchriften einer 
günſtigeren Behandlung erfreut. 

Und mit gleich zwingender Nothwendigkeit ergibt ſich aus dem 
anerkannten Principe, daß die Centralſtellen, wie immer ſie ihren 
inneren Geſchäftsgang einrichten mögen, im Verkehre mit den Parteien 
ſich deren Sprache zu bedienen verpflichtet ſind, da ihr Rayon und ihre 
Amtsthätigkeit unzweifelhaft alle Volksſtämme umfaßt und berührt. 

Wie in Schule und Amt, ſo ſoll die ſprachliche Gleichberechtigung 
drittens anerkannt ſein im öffentlichen Leben. Streng genommen 
find zwar Schule und Amt auch nichts anderes als Seiten des öffent⸗ 
lichen Lebens, ein Gegenſatz liegt ſomit nicht vor. Da das Geſetz aber 
einen ſolchen ſtatuirt, ſo haben wir keine andere Wahl, als den Begriff 
beſtimmter Functionen des öffentlichen Lebens zu generaliſiren. Es 
werden zunächſt die Berathungen der Vertretungskörper jeder Kategorie 
gemeint ſein, ſodann die Functionen der großen ſocialen Körper, wie 
z. B. der Kirche. Der Staat hat zwar hier nicht überall directen Ein⸗ 
fluß, die Anerkennung der nationalen Gleichberechtigung auf dieſem Ge⸗ 
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biete von Seite des Staates kann aber immerhin eine Bedeutung haben, 


nämlich die, daß der Staat der Durchführung der ſprachlichen Gleich⸗ 


berechtigung nicht entgegenzutreten ſich verpflichtet. 10) 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Erſatzanſpruch gemäß § 10 lit. b des Eiſenbahn⸗Conceſſionsge⸗ 
ſetzes vom 14. September 1854. 


Ueber die von den Eheleuten Joſef und Anna Berthold, Beſitzre 
der Wirthſchaſt Nr. 5 in Tenetitz, gegen die k. k. priv. Buſchtehrader 
Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Generaldirection, sub praes. 
29. September 1875, Z. 40.446, peto. 59 fl. ö. W. C. s. c. über⸗ 
reichte Klage erkannte das k. k. ſt. d. Bezirksgericht der Alt⸗ und Neu⸗ 
ſtadt Prag über das am 15. Mai 1876, 3. 20.348, mit beiden 
Theilen geſchloſſene Summarverfahren und über das sub praes. 
28. Auguſt 1876, 3. 35.814, durchgeführte Beweisverfahren mit 
Urtheil vom 23. September 1876, 3. 35.814 zu Recht: Die geklagte 
Eiſenbahngeſellſchaft ſei ſchuldig, den klagenden Eheleuten Berthold als 
Erſatz für den ihnen gelegentlich der in der Nacht vom 24. zum 25. 
Juni ſtattgehabten Ueberſchwemmung ihrer Grundſtücke Parc. Nr. 333, 
334 und 341 in Tenetitz erwachſenen Schaden 59 fl. ö. W. ſammt 
Zinſen und Koſten, binnen 14 Tagen bei Executionsvermeidung zu 
bezahlen. 

Gründe: Die Kläger ſtützten ihren Anſpruch darauf, weil der 
im obigen Urtheilsenunciate angeführte und durch die Beweisaufnahme 
zum ewigen Gedächtniſſe mit 59 fl. 6. W. ſichergeſtellte Schade durch 
das Verſchulden der geklagten Eiſenbahngeſellſchaft entſtanden ſei, indem 
dieſelbe durch Anlegung der Bahn die alten Waſſerläufe zwiſchen Holle⸗ 
titz und Tenetitz caſſirte, wodurch das von den oberhalb der Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke gelegenen Grundſtücken abfließende Waſſer, welches vor dem be⸗ 
züglichen Eiſenbahnbaue längs der einzelnen Felder vertheilt war, nun⸗ 
mehr in ein einziges Rinnſal, das der fogenannten Tuwera⸗Rachel 
geleitet wird, ohne daß andererſeits Letztere von der Geklagten, wie es 
diesfalls ihre Pflicht geweſen, wenigſtens in dem unterhalb der Eiſen⸗ 
bahn gelegenen ſchmalen und ſeichten Theile entſprechend erweitert reſp. 
vertieft und ſo für eine ſchadloſe Weiter⸗ und Ableitung der in jene Rachel 
zuſammengedrängten Waſſermengen genügend vorgeſorgt worden wäre. 

Die geklagte Eiſenbahngeſellſchaft ſetzte diefem Klagsanſpruch im 
Weſentlichen nur 3 Einwendungen entgegen: 

1. daß der Schaden durch vis major veranlaßt wurde ($ 1311 
a. b. G. B.); 

2. daß die Eiſenbahn an der in Rede ſtehenden Stelle auf Grund 
der geſetzmäßigen Conceſſion und in Uebereinſtimmung mit den hochortig 
genehmigten Plänen erbaut ſei, und daß die Bahn durch den bei der 
Tuwera⸗Rachel erbauten Eiſenbahndurchlaß für einen in jeder Beziehung 
ſchadloſen Ablauf der oberhalb der Eiſenbahn dortſelbſt bei normalen 
Niederſchlägen zuſammenſtrömenden Wäſſer genügend Vorkehrung getroffen 
habe, und 

3. daß der Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniſſe nur Oeko⸗ 
nomen, nicht Techniker beigezogen wurden. 


10) Die jetzige Faſſung von Alinea 2 iſt aus einem Amendement des Herren⸗ 
hauſes hervorgegangen, welches den Ausdruck „Gewährleiſtung“ der Gleichberech⸗ 
tigung durch „Anerkennung“ der Gleichberechtigung erſetzte. Nach den in dem 
Berichte (Referent Hasner) niedergelegten Intentionen ſollte dadurch die Ver⸗ 
pflichtung des Staates abgeſchwächt werden; man ſah voraus, daß die Gleich⸗ 
berechtigung der Stämme ſich nicht werde vollkommen durchführen laſſen, und 
deßhalb ſollte der Staat nicht die Verpflichtung zu etwas Unmöglichen auf ſich 
nehmen. Die Erkenntniß wie mißlich es ſei, unerfüllbare Anſprüche zu legaliſiren, 
iſt ein ſprechendes Zeugniß für die überlegene Einſicht des Herrenhauſes, allein 
die gewählte Löſung ſcheint uns nicht geeignet, die erkannten Gefahren auszu⸗ 
ſchließen. Wir vermögen uns nicht zu überzeugen, daß der Staat in dem vor⸗ 
liegenden Falle weniger thut, wenn er das fragliche Recht „anerkennt“, als wenn 
er es „gewährleiſtet“. Der Staat hat ſich nicht lediglich paſſiv zu verhalten und 
nur Eingriffe in die nationalen Rechte zu unterlaſſen, ſeine Aufgabe iſt es, wie 
wir gezeigt zu haben glauben, die nationale Gleichberechtigung ſelbſtthätig durch⸗ 
zuführen (in Schule und Amt); beſitzen die Volksſtämme ein Recht hierauf, ſo 
macht es gewiß keinen Unterſchied, ob der Staat dies Recht „gewährleiſtet“ oder 
nur „anerkennt“ 


Die in Folge dieſer Einwendung ad 3 vernommenen techniſchen 
Sachverſtändigen gaben nun im Weſentlichſten an, daß der Waſſerzufluß 
nach dem Bahnbaue und ſomit auch deſſen Wirkungen ungleich mächtiger 
eventuell nachtheiliger ſein müſſen als vor dem Bahnbaue und daß 
endlich bei einem nicht wolkendruchartigen Gewitterregen das in der 
Tuwera⸗Rachel zuſammenſtrömende Waſſer, wenn es mit Erd⸗ oder 
Sandbeſtandtheilen gemengt iſt, die nördliche Spitze des Grundſtückes 
P. N. 341 vertragen reſp. beſchädigen müſſe. 

Indem nun das k. k. Bezirksgericht den durch die Oekonomiever⸗ 
ſtändigen feſtgeſtellten Ueberſchwemmungsſchaden zu Grunde legte, ver- 
urtheilte es auf Grund des obigen techniſchen Gutachtens gemäß 8 10 
lit. b des Geſetzes vom 27. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., 
die geklagte Eiſenbahn zum Schadenerſatze. 

Ueber Appellation der geklagten Eiſenbahngeſellſchaſt hat das k. k. 
böhm. O. L. G. mit Urtheil vom 7. November 1876, 3. 28.692, 
die Kläger zur Gänze abgewieſen und zum Proceßkoſtenerſatz verurtheilt, 
und zwar wird in den Gründen hervorgehoben: Die Kläger behaupten 
ein Verſchulden der Bahn, weil dieſe die Tuwera⸗Rachel in dem unter 
der Bahn gelegenen Theile nicht genügend erweitert und vertieft habe. 
Ein ſolches Verſchulden an Seite der Bahngeſellſchaſt aber könnte nur 
dann als beſtehend angenommen werden, wenn Kläger erwieſen hätten, 
daß die Geklagte durch dieſe Unterlaſſung demjenigen Bauprojecte nicht 
nachgekommen ſei, welches ihr auf Grund der vorausſichtlich und un⸗ 
widerſprochen mit Beiziehung der Anrainer gepflogenen Begehungs⸗Com⸗ 
miſſion unter Berückſichtigung der territorialen, ökonomiſchen und 
ſonſtigen Verhältniſſe vorgeſchrieben worden iſt. Sei aber das Project 
eingehalten worden, ſo können Schäden, die die Kläger demungeachtet 
erleiden, nicht unter jene gerechnet werden, von denen die 2. Alinea des 
Abſ. b des $ 10 der M⸗Vdg. vom 14. September 1854, Nr. 237 
R. G B, Spricht, weil dieſe Stelle nur jene Schäden in's Auge faſſe, 
wobei die der Unternehmung zum Schutze fremden Eigenthums bblie⸗ 
genden, offenbar planmäßig nicht ſchon feſtgeſtellten Vorkehrungen gar 
nicht oder nicht gehörig getroffen wurden und in dieſem Falle umſo⸗ 
weniger, weil der hergeſtellte Eiſenbahndurchlaß nach dem Gutachten der 
Sachverſtändigen genüge, um den Waſſerabfluß bei normalen, nicht 
außergewöhnlichen Niederſchlägen zu vermitteln. 

Ueber das klägeriſche Reviſionsbegehren hat der k. k. oberſte Ge⸗ 
richtshof mit Entſcheidung vom 24. April 1877, Z. 15.404 das 
erſtrichterliche Urtheil aufrecht erhalten, und zwar aus folgenden 
Gründen: Nach dem Wortlaute des § 10 lit. b des mehrerwähnten 
Geſetzes hatte die Buſchtehrader Eiſenbahngeſellſchaft unbedingt die 
Pflicht, bei dem Bahnbaue die in der Klage bezeichnete ſogenannte 
Tuvera⸗Rachel, in welche ſie die von der ganzen weitgedehnten Berg⸗ 
lehne nach Caſſirung aller früher dort beſtandenen Rinnſäle zuſammen⸗ 
fallenden Waſſermaſſen abzuleiten befunden hat, in ihrem unteren an die 
Grundſtücke der Kläger angrenzenden Theile ſo breit und tief zu machen, 
daß das zu der gedachten Rachel gelangende Waſſer ohne Schaden für 
die angrenzenden Grundſtücke durch dieſelbe weiter ablaufen kann. Dieſer 
Verpflichtung ſei aber die Bahn nicht nachgekommen, da ſie die Rachel 
in ihrem unteren kaum ½¼ M. breiten und ſeichten Theile unverändert 
in dem alten Zuſtande beließ und dieſe mangelhafte Vorkehrung der 
Ableitung nach Maßgabe des Gutachtens der Sachverſtändigen Urſache 
an der Ueberſchwemmung und Vertragung der Felder der Kläger war, 
weßhalb auch die Bahngeſellſchaft gemäß der 88 1295, 1338 a. b. 
G. B. und § 10 lit. b des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes zum Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet ſei Ger. Halle. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 


Koſten des Verfahrens bei Vergleichen in Waſſerrechts ſachen. 


Wenn bei einer Verhandlung über ſtreitige Waſſerrechte ein 
Vergleich zu Stande kommt, ohne daß eine Partei dabei die Zuerkennung 
von Koſten in Anſpruch nimmt, ſo kann eine ſolche Zuerkennung ſpäter 
nicht mehr begehrt werden. 
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Schutzbauten der Waſſergenoſſenſchaften. 


Wenn dem Ausſchuſſe einer Waſſergenoſſenſchaft ſtatutengemäß 
die Beſchlußfaſſung über auszuführende Schutzbauten obliegt, kann ein 
einzelnes Mitglied, deſſen Grundſtücke nicht genügend geſchützt ſind, 
zwar nach $ 63 (Tirol) feinen Austritt aus der Genoſſenſchaft, nicht 
aber ein Erkenntniß der Verwaltungsbehörde auf Ausführung ſolcher 
Schutzbauten gegen den Genoſſenſchafts⸗Ausſchuß begehren. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 10. November 1876, Z. 8251. 


Die Vertretung der Ehegattinnen in Waſſerrechts⸗Angelegenheiten. 


Die Unterlaſſung der Vorladung der Ehegattinnen der Intereſ⸗ 
ſenten zu Verhandlungen in Waſſerrechts⸗Angelegenheiten bildet keinen 
Nichtigkeitsgrund und wird der in gemeinſchaftlichem Haushalte lebende 
Ehegatte nach den 88 91, 1034, 1238 und 1239 des b. G. B. als 
geſetzlicher Vertreter ſeiner Ehegattin bei derlei Verhandlungen ſolange 
angeſehen, als die Ehegattin nicht ſelbſt erſcheint oder eine andere Ver⸗ 
tretung beſtellt. . 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 10. November 1876, Z. 11825. 


Verleihung von Waſſerrechten auf Widerruf. 


Wenn mit Sicherheit nicht beurtheilt werden kann, ob eine neue 
Waſſeranlage, für deren Bewillig ung ſonſt die geſetzlichen Bedingungen 
vorhanden ſind, nicht doch — zumal beim Eintreten gewiſſer Verhält⸗ 
niſſe — beſtehenden Anlagen oder ſonſt fremden Rechten nachtheilig 
werden könnte, kann die Bewilligung gegen Widerruf ertheilt und dem 
Gefährdeten das Recht vorbehalten werden, unter Nachweiſung der 
Benachtheiligung die Beſeitigung der Anlage zu verlangen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 23. November 1876, Z. 10726. 


Waſſerrecht, Eiſenbahnen und Straßenbauten. 


Die zum Schutze fremder Rechte und Intereſſen gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetze finden auch auf ſolche Bauten, 
welche auf Grund von Specialgeſetzen unter der Leitung oder Ober⸗ 
aufſicht öffentlicher Organe zur Ausführung gelangen, z. B. Eiſenbahn⸗ 
und Straßenbauten, Flußbauten u. ſ. w., aber nur inſoweit Anwen⸗ 
dung, als nicht die Specialgeſetze ſelbſt beſondere Normen enthalten. 
Die Anwendung und Handhabung der erwähnten Beſtimmungen ſteht 
den zur Handhabung des Waſſerrechtsgeſetzes überhanpt berufenen Be⸗ 
hörden auch gegenüber den mit der Ausführung oder Leitung ſolcher 
Bauten betrauten Organen, z. B. Eiſenbahngeſellſchaften, Straßen⸗ 
ausſchüſſen n. dergl. zu. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 13. December 1876, Z. 12526. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Leiter der Präſidialkanzlei im Miniſterraths⸗ 
Präſidium, Miniſterialrath Anton Artus zum Sektionschef ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der Finanz⸗Landes⸗Direction 
in Prag Guſtav Ritter Otto v. Ottenfeld bei deſſen Penſtonirung taxfrei den 
Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Oberrechnungsrathe im Miniſterium des Innern 
Franz Hell das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Oberingenieur der Kaiſerin Eliſabethoahn 
Victor Schützenhofer das goldene Verdienſtkreuz mit der Kroue verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Director des mineralogiſchen Hoſcabinetes 
Profeſſor Dr. Guſtav Tj chermak aus Anlaß der von demſelben erbetenen Ent⸗ 
hebung von der Direction des gedachten Cabinets den Ausdruck der a. h. Zu⸗ 
friedenheit bekanntgeben und die Leitung des mineralogiſchen Hofcabinetes provi⸗ 
ſoriſch dem Intendanten des naturhiſtoriſchen Hofmuſeums, Hofrathe Dr. Fer⸗ 
dinand v. Hochſtetter übertragen laſſen. 

Seine Majeftät haben den Rechnungsrevidenten bei der Direction der ad⸗ 
miniſtrativen Statiſtik Alexander Killiches u. Joſeſ Piz zal a, jedem den Diel 
u. Charakter eines Rechnungs rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Joſef Schluet 
zum Rechnungsrathe bei der Bukowinager Landesregierung ernannt. 


Erledigungen. 


Conceptsbeamtenſtelle in der Rectoratskanzlei der k. k. techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Wien mit der neunten Rangsclaſſe und dem Titel eines Adiuncten, bis 
Mitte October. (Amtsbl. Nr. 219). 

Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Berg⸗ 
direction in Pribram bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 216). 
Conceptsprakticantenſtelle im Status der politiſchen Verwaltung in Kärnten 


Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 5. Jänner 1877, 3. 13773. mit 500 fl Adjutum, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 223). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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